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mäßiger Weise ins Gewicht fallen.29) Dasselbe muss
grundsätzlich auch für Betriebsausgaben gelten.

Mit BGBl I 2003/71 wurde in § 17 Abs 1 EStG
eine Höchstgrenze des Pauschales mit 6% bzw 12%
von E 220.000,– (für die Basispauschalierung) nor-
miert. Nach den Erläut soll ein – verglichen mit den
tatsächlichen Verhältnissen – überhöhter Betriebs-
ausgabenabzug verhindert werden, weil erfahrungs-
gemäß bei umsatzstarken Betrieben der Zuwachs
der Betriebsausgaben nicht linear mit dem Umsatz
steigt.30) Bereits aus dieser Gesetzesänderung ist er-
sichtlich, dass ein Ausgabenpauschale bei bestimm-
ten Verhältnissen nicht mehr den verfassungsrecht-
lichen Vorgaben entsprechen wird.

3. Kleinunternehmerpauschalierung
Erfüllen die Unternehmer die Anwendungsvoraus-
setzungen mehrerer Pauschalierungsmöglichkeiten,
besteht ein Wahlrecht, welche Pauschalierung tat-
sächlich zur Anwendung gebracht werden soll. Da
§ 17 Abs 3 a EStG an Einkünfte aus § 22 EStG oder
§ 23 EStG anknüpft und sich somit mit den Anwen-
dungsvoraussetzungen für die Basispauschalierung
deckt, liegt es nahe, diese als erste Vergleichsbasis he-
ranzuziehen.

Ein Vergleich zwischen den pauschalen Betriebs-
ausgaben nach § 17 Abs 1 EStG und § 17 Abs 3 a
EStG (für Dienstleistungsbetriebe) zeigt, dass – so-
fern man dieselbe Bemessungsgrundlage unterstellt
– das Pauschale nach § 17 Abs 3 a EStG um
66,67% (beim 12%-Pauschale) und um 233% (beim
6%-Pauschale) höhere Betriebsausgaben ermöglicht.

Bedenkt man nun, dass jede Pauschalierung über
einen längeren Zeitraum für die Mehrzahl der Fälle
den tatsächlichen Ergebnissen entsprechen soll, stellt
sich nun die Frage, ob diese Vorgabe durch die Basi-
spauschalierung (nach § 17 Abs 1 EStG) oder durch
die Kleinunternehmerpauschalierung (nach § 17
Abs 3 a EStG) erreicht wird. Entweder entsprechen
20% oder 6% der „Einnahmen“ den tatsächlichen
Verhältnissen. ME ist es zweifelhaft, dass beide Pau-
schalierungssätze zu tatsächlichen Verhältnissen füh-
ren sollen, auch wenn die Kleinunternehmerpau-
schalierung nur bis zu einer Bemessungsgrundlage
vonE 40.000,– Anwendung findet und bei der Basi-
spauschalierung noch bestimmte, im Gesetz aufge-
zählte Ausgaben gesondert berücksichtigt werden
können.

SCHLUSSSTRICH

Die Kleinunternehmerpauschalierung in der Ein-
kommensteuer ermöglicht ab der Veranlagung
2020 eine attraktive Möglichkeit der Gewinner-
mittlung für Unternehmer mit nur geringen Um-
sätzen. Dennoch wird dem Unternehmer, der diese
Pauschalierungsvariante wählt, nicht erspart blei-
ben, sich auch mit der Umsatzsteuer zu beschäfti-
gen, um die Pauschalierung zur Anwendung zu
bringen.

RECHTSPRECHUNG

Betriebsabspaltung mit Beteiligung und Fremdfinanzierung:
Zurückbehaltung von Finanzierungsverbindlichkeiten bei
Umgründungen
Wird ein (Teil-)Betrieb samt einer betriebszugehö-
rigen fremdfinanzierten Beteiligung im Wege der
Abspaltung übertragen, muss die dazugehörige Fi-
nanzierungsverbindlichkeit zwingend als Teil des
abgespaltenen (Teil-)Betriebs mitübertragen wer-
den. Der gesamte Vorgang ist (über § 32 Abs 2
UmgrStG) als Vermögensübertragung gem § 12
Abs 2 Z 1 UmgrStG (Betriebe, Teilbetriebe) einzu-
stufen. Eine Teilanwendung des § 12 Abs 2 Z 3
UmgrStG (Kapitalanteile) auf die Übertragung der
betriebszugehörigen Beteiligung ist ausgeschlossen.
Das Wahlrecht gem § 12 Abs 2 Z 3 UmgrStG zur
Zurückbehaltung von Fremdkapital bei Beteiligun-
gen, die als Teil eines (Teil-)Betriebs übertragen
werden, ist damit nicht anwendbar. Dass diese Op-
tion seit dem Inkrafttreten des § 16 Abs 5 Z 4
UmgrStG idF AbgÄG 2005 sogar eine Besserstel-
lung für „Stand-alone“-Beteiligungen im Vergleich
zu den als Teil eines (Teil-)Betriebs übertragenen
Wirtschaftsgütern bewirkt, ändert nichts an der Un-
anwendbarkeit des Wahlrechts bei einer Abspaltung
eines betriebszugehörigen Kapitalanteils im Rahmen
einer (Teil-)Betriebsabspaltung.

Die Rw, eine österr GmbH, spaltete im Jahr 2011 rück-
wirkend zum 31. 12. 2010 einen inländischen Teilbe-
trieb gem Art VI UmgrStG auf eine vorab neugegrün-
dete inländische Tochterkapitalgesellschaft ab (Abspal-
tung zur Aufnahme). Dem Teilbetrieb zugeordnet war
eine Beteiligung an einer italienischen Kapitalgesell-
schaft, die die Rw vor weniger als sieben Jahren kon-
zernintern fremdfinanziert erworben hatte. Die Rw be-
hielt die Anschaffungsverbindlichkeit zurück und
machte die Darlehenszinsen ab dem Jahr 2011 weiter
als Betriebsausgabe geltend. Nach Ansicht der Rw wäre
durch die Abspaltung der Beteiligung der Finanzie-
rungszusammenhang zwischen der Beteiligung und
der zugehörigen Fremdfinanzierung durchbrochen wor-
den, weshalb die ab 2011 geltende Konzernschranke
(Zinsabzugsverbot) des § 11 Abs 1 Z 4 KStG idF
BBG 2011 nicht greife. Das Finanzamt verneinte je-
doch den Zinsabzug mit dem Argument, dass die mit
der Beteiligung im Zusammenhang stehende Anschaf-
fungsverbindlichkeit aufgrund des betrieblichen Funk-
tionszusammenhangs weiter dem abgespalteten Teilbe-
trieb zuzuordnen sei.

BEARBEITET VON
M. KLOKAR

29) Vgl VfGH 8. 3. 2002, G 308/01; VfGH 17. 6. 2000, G 26/00.
30) ErläutRV 59 BlgNR 22. GP 268.

§ 12 Abs 2,
§ 16 Abs 5 Z 4,
§ 32 Abs 2,
§ 33 Abs 5
UmgrStG;
§ 11 Abs 1 Z 4,
§ 12 Abs 1 Z 9
KStG 1988

VwGH
17. 7. 2019,
Ro 2016/13/
0018

2020/35



Aus der Begründung:
17 Nach der Stammfassung des UmgrStG galt: Bei der
Einbringung eines (Teil-)Betriebs samt den zum Be-
trieb zählenden Beteiligungen in eine GmbH bildete
Art III UmgrStG kein Hindernis, die (ebenfalls zum
Betriebsvermögen gehörenden) Finanzierungsver-
bindlichkeiten der Beteiligung der Kapitalgesellschaft
zu überbinden. Anderes galt aber für Kapitalanteile,
die nicht im Rahmen eines Betriebs eingebracht wur-
den (im Falle einer Einbringung durch natürliche Per-
sonen waren dies vornehmlich Beteiligungen des Pri-
vatvermögens). Bei solchen „Stand-alone“-Beteiligun-
gen erlaubte das UmgrStG zunächst nur die Einbrin-
gung der Beteiligung als solcher. Die Mitübertragung
einer Verbindlichkeit musste als den Vorschriften des
UmgrStG widersprechende Kaufpreiszahlung gewer-
tet werden. Ausschließlich für derartige „Stand-
alone“-Beteiligungen hatte daher ein Handlungsbe-
darf des Gesetzgebers bestanden, sollte in Bezug auf
solche Beteiligungen ermöglicht werden, was für Be-
teiligungen des Betriebsvermögens seit jeher zulässig
war, nämlich die Einbringung mitsamt der zugehöri-
gen Finanzierungsverbindlichkeit.

18 Mit dem AbgÄG 1996, BGBl Nr 797, erfuhr
§ 12 Abs 2 Z 3 UmgrStG sodann folgende Ergän-
zung: „3. (. . .) Zum Begriff des Kapitalanteiles zählt
bei vertraglicher Einbeziehung auch der am Einbrin-
gungsstichtag ausstehende Teil des nachweisbar aus-
schließlich zur Anschaffung des einzubringenden
Anteiles aufgenommenen Fremdkapitals.“

19 Mit dieser Ergänzung (vertragliche Option zur
Miteinbringung von Verbindlichkeiten) wurde ein
(Sonder-)Wahlrecht des Einbringenden normiert,
eine Beteiligung mit oder ohne die dazugehörige Fi-
nanzierungsverbindlichkeit auf die übernehmende
Körperschaft zu übertragen (die Einbringung von Ka-
pitalanteilen sei bisher mangels Vorliegens einer wirt-
schaftlichen Einheit auf den Anteil selbst beschränkt
gewesen; vgl die ErläutRV zum AbgÄG 1996, 497
BlgNR 20. GP 28). Dem Zweck dieser durch das
AbgÄG 1996 vorgenommenen Ergänzung ist ebenso
wie derGesetzessystematik klar zu entnehmen, dass sie
auf „Stand-alone“-Beteiligungen abstellt. Für Beteili-
gungen des Betriebsvermögens hatte ein Bedarf für
eine Regelung nicht bestanden, war doch von vornhe-
rein die Übertragung der Finanzierungsverbindlich-
keit möglich. Zudem war für das Betriebsvermögen
bereits mit dem SteuerreformG 1993, BGBl Nr 818,
in § 16 Abs 5 UmgrStG ein Wahlrecht, bei der Be-
triebseinbringung Wirtschaftsgüter des Betriebsver-
mögens auch zurückbehalten zu können, festgeschrie-
ben worden (vgl die ErläutRV 1237 BlgNR 18. GP
71, wonach damit lediglich eine Klarstellung erfolgt
ist). In diesem Sinne formuliert Mayr, Einbringung
und Abspaltung fremdfinanzierter Kapitalanteile,
RdW 2012, 696 (697), die qualifizierte Beteiligung
iSd § 12 Abs 2 Z 3 UmgrStG sei ein eigenständiges
Vermögen, das nicht in einem „betrieblichen Zusam-
menhang“ eingebracht werde und daher schon dem
Grunde nach ohne die Verbindlichkeit eingebracht
werden müsste, wäre nicht durch das AbgÄG 1996
eine entsprechende Möglichkeit der Mitübertragung
der Verbindlichkeit geschaffen worden.

20 Mit dem AbgÄG 2005, BGBl I Nr 161, er-
hielt die Z 4 des § 16 Abs 5 UmgrStG über das „Ver-
schieben von Wirtschaftsgütern“ die auch derzeit
noch aktuelle Fassung, wonach ein Wirtschaftsgut
(unter Beachtung eines Siebenjahreszeitraums) nach
dieser gesetzlichen Bestimmung nur mitsamt dem
mit diesem „unmittelbar zusammenhängenden
Fremdkapital“ vom Einbringenden zurückbehalten
oder eben mit dem (Teil-)Betrieb in die Kapitalge-
sellschaft eingebracht werden kann („Verknüpfungs-
regelung“). Die ErläutRV 1187 BlgNR 22. GP 4
und 18 zur „Verschiebetechnik“ des Abs 5 Z 4 wei-
sen darauf hin, dass diese durch das AbgÄG 2005
vorgenommene Verschärfung (zwingende Verbin-
dung zwischen Vermögensgegenstand und Finan-
zierungsverbindlichkeit) der Einschränkung uner-
wünschter Gestaltungsmöglichkeiten dient. In den
Erläut wird auf folgende Ausführungen zu Z 3 ver-
wiesen: „Damit wird in diesem Punkt der dem all-
gemeinen Einkommensteuerrecht innewohnende
Grundsatz verankert, dass sich die Sacheinlage in ei-
nen Betrieb und die Sachentnahme aus demselben
grundsätzlich auch auf das mit dem Aktivum zusam-
menhängende Passivum bezieht.“

21 Für den Revisionsfall bedeutet dies, dass die
Verknüpfungsregelung des § 16 Abs 5 Z 4 UmgrStG
auf die mit dem Betrieb abgespaltene und als Teil die-
ses Betriebs auf die F-GmbH übertragene Beteiligung
anzuwenden ist. Das entspricht nicht nur dem Wort-
laut der Regelung, sondern auch dem vom Gesetzge-
ber mit dieser Regelung verfolgten Zweck, die Verbin-
dung zwischen Aktivum und Finanzierungsverbind-
lichkeit grundsätzlich aufrechtzuerhalten.

22 Das oben erwähnte Wahlrecht des § 12 Abs 2
Z 3 UmgrStG ist auf Beteiligungen, die als Teil eines
(Teil-)Betriebs übertragen werden, nicht anwendbar
(vgl zB Huber in Wundsam/Zöchling/Huber/Khun,
UmgrStG5 § 12 Rz 97). Daran ändert nichts, dass
dieses Wahlrecht seit dem Inkrafttreten des § 16
Abs 5 Z 4 UmgrStG idF AbgÄG 2005 sogar eine
Besserstellung für „Stand-alone“-Beteiligungen im
Vergleich zu den als Teil eines (Teil-)Betriebs über-
tragenen Wirtschaftsgütern bewirkt.

23 Dieses Ergebnis wird auch durch die Überle-
gung bestätigt, dass kein Grund erkennbar ist, warum
bspw eine mit einem (Teil-)Betrieb übertragene
20%ige Beteiligung grundsätzlich andere Steuerfolgen
hervorrufen sollte als eine 25%ige Beteiligung. Für die
erstgenannte Beteiligung käme aber das Wahlrecht des
nur qualifizierte Beteiligungen betreffenden § 12
Abs 2 Z 3UmgrStG von vornherein nicht in Betracht.

24 Im Übrigen ist darauf hinzuweisen, dass mit
dem UmgrStG auch die sog „Fusionsrichtlinie“ (RL
2009/133/EG bzw deren Vorgängerregelung, die RL
90/434/EWG) umgesetzt wurde. Nach der Judikatur
des EuGH liegt eine Einbringung eines Unterneh-
mensteils iSd FusionsRL nur dann vor, wenn sie alle
zu einem (Teil-)Betrieb gehörenden aktiven und pas-
siven Wirtschaftsgüter umfasst. Eine schädliche
Trennung der Wirtschaftsgüter ist demnach gege-
ben, wenn der Betrag eines von der einbringenden
Gesellschaft aufgenommenen Darlehens bei dieser
verbleiben und nur die dazugehörige Verbindlichkeit
auf die übernehmende Gesellschaft übertragen wer-
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den soll (vgl EuGH 15. 1. 2002, C-43/00, Andersen
og Jensen). Nichts anderes kann für die Zurückbehal-
tung einer Verbindlichkeit gelten.

Anmerkung:
In diesem Erk befasst sich der VwGH mit der Frage, ob
nach der Abspaltung (Art VI UmgrStG) einer weniger
als sieben Jahre vor der Spaltung fremdfinanziert im
Konzern erworbenen Beteiligung im Zuge einer (Teil-)
Betriebsabspaltung die Zinsen aus der zurückbehaltenen
Fremdfinanzierung für Zeiträume ab dem 1. 1. 2011
weiterhin als Betriebsausgaben abzugsfähig sind.

Im vorliegenden Fall steht das Verhältnis zweier Be-
stimmungen des UmgrStG zur Debatte: zum einen das
Wahlrecht in § 12 Abs 2 Z 3 UmgrStG und zum an-
deren die Verschiebetechnik gem § 16 Abs 5 Z 4
UmgrStG. Wenn nur die Beteiligung isoliert Gegen-
stand der Umgründung ist, gilt nach § 12 Abs 2 Z 3
UmgrStG die Option zur Einbeziehung von anschaf-
fungsbedingtem Fremdkapital: „Zum Begriff des Kapi-
talanteiles zählt bei vertraglicher Einbeziehung auch
der am Einbringungsstichtag ausstehende Teil des nach-
weisbar ausschließlich zur Anschaffung des einzubrin-
genden Anteiles aufgenommenen Fremdkapitals.“ Ist
hingegen ein (Teil-)Betrieb iSd § 12 Abs 2 Z 1
UmgrStG oder Mitunternehmeranteil iSd § 12 Abs 2
Z 2 UmgrStG Gegenstand der Umgründung ist, gilt die
Verknüpfungsregelung des § 16 Abs 5 Z 4 UmgrStG:
„Wirtschaftsgüter und mit diesen unmittelbar zusam-
menhängendes Fremdkapital können im verbleibenden
Betrieb (. . .) zurückbehalten oder aus demselben zuge-
führt werden. Diese Vorgänge gelten durch die Nicht-
aufnahme bzw Einbeziehung in die Einbringungsbi-
lanz als mit Ablauf des Einbringungsstichtages getätigt.
(. . .) Ein unmittelbarer Zusammenhang ist jedenfalls
nicht mehr gegeben, wenn die Wirtschaftsgüter am Ein-
bringungsstichtag bereits länger als sieben Wirtschafts-
jahre durchgehend dem Betrieb zuzuordnen waren.“

Nach Ansicht des VwGH können die Anschaffungs-
verbindlichkeiten einer betriebszugehörigen Kapitalbe-
teiligung im Rahmen einer (Teil-)Betriebseinbringung
oder -abspaltung nicht von dieser Kapitalbeteiligung ge-
trennt werden. Der VwGH begründet seine Entschei-
dung anhand historischer und systematischer Argumente.
Er folgt damit der Rechtsansicht der Finanzverwaltung
und des BFG (21. 12. 2015, RV/7102158/2013; vgl
dazu zB Blasina, BFGjournal 2016, 70 [70 ff];
Rzepa/Wild, RWZ 2016, 184 [184 ff]; Stieglitz/Volpini
de Maestri/Pfleger, SWK 2016, 381 [381 ff]).

Der VwGH hat mit diesem Erk das Verhältnis der
Tatbestände des § 12 Abs 2 UmgrStG geklärt. Es
herrscht eine Subsidiarität der Kapitalanteilseinbrin-
gung oder -abspaltung (§ 12 Abs 2 Z 3 UmgrStG) ge-
genüber der Betriebseinbringung oder -abspaltung
(§ 12 Abs 2 Z 1 UmgrStG) bzw der Mitunternehmer-
anteilseinbringung oder -abspaltung (§ 12 Abs 2 Z 2
UmgrStG). § 12 Abs 2 Z 3 UmgrStG stellt auf
„Stand-alone“-Beteiligungen ab. Dadurch liegt bei einer
Übertragung eines betriebszugehörigenKapitalanteils iSd
§ 12 Abs 2 Z 3 UmgrStG im Rahmen einer (Teil-)Be-
triebseinbringung oder -abspaltung insgesamt eine Über-
tragung von Vermögen iSd § 12 Abs 2 Z 1 UmgrStG
vor. Die Verschiebetechnik des § 16 Abs 5 Z 4UmgrStG

ist anwendbar. Eine Zurückbehaltung von Finanzie-
rungsverbindlichkeiten kommt hingegen erst nach Tren-
nung des „unmittelbaren Finanzierungszusammen-
hangs“, dh nach Ablauf der Siebenjahresfrist ab Anschaf-
fung des Kapitalanteils, in Betracht (vgl dazu ausführlich
Stieglitz/Volpini de Maestri/Pfleger, SWK 2019, 1106
[1106 ff]).

Ob eine Anwendung des § 12 Abs 2 Z 3 UmgrStG
hinsichtlich des Kapitalanteils durch eine „Aufspaltung“
der Übertragung von Kapitalanteil und Teilbetrieb in
zwei getrennte Vorgänge dennoch erreicht werden kann,
ist fraglich. In der Literatur wird es zum Teil bei einer
entsprechenden vertraglichen Gestaltung sowie bei Vor-
liegen beachtlicher wirtschaftlicher Gründe bejaht (vgl
zB Rzepa/Wild, RWZ 2016, 184 [187]; Stieglitz/Vol-
pini de Maestri/Pfleger, SWK 2019, 1106 [1109 f]).

Die Frage der Abzugsfähigkeit von Zinsen aus ei-
nem konzerninternen Beteiligungserwerb ist seit dem
AbgÄG 2014 unabhängig davon durch § 12 Abs 1
Z 9 KStG geklärt. Demnach sind Fremdfinanzierungs-
zinsen nicht abzugsfähig, wenn die Beteiligung unmit-
telbar oder mittelbar von einem konzernzugehörigen
(oder beherrschenden) Unternehmen erworben worden
ist (Konzernschranke). Das Abzugsverbot gilt auch in-
nerhalb der Gruppenbesteuerung (VwGH 28. 2. 2018,
Ro 2016/15/0009). Ob diese Regelung nach Einfüh-
rung einer allgemeinen Zinsschranke iSd Art 4 ATAD
bestehen bleibt, ist fraglich.
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